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Deutschland: Bilanz der Integrationskurse
Die Bundesregierung hat im Juni eine positive Bilanz
der seit 2005 bundesweit durchgeführten Integrations-
kurse gezogen. Die Zahl der Kursteilnehmer und Ab-
solventen steigt seit Beginn stetig, die der erfolgreichen
Prüfungsteilnehmer sinkt jedoch.

Anfang Juni zog das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) eine erste Gesamtbilanz der bun-
desweiten Sprach- und Orientierungskurse. Wie die
im April vorgelegte Integrationskurs-Geschäftsstatistik
2008 zeigt, haben sich seit 2005 insgesamt 484.322
Migranten an über 37.000 Integrationskursen betei-
ligt. Teilnahmeberechtigt waren insgesamt 656.142
Personen.

Zwischen Januar 2005 und Dezember 2008 haben
248.488 der Kursteilnehmer einen vollständigen Inte-
grationskurs absolviert. Davon haben 173.312 an einer

Abschlussprüfung teilgenom-
men, 115.732 Migranten ha-
ben die Prüfung erfolgreich
bestanden. Das entspricht im
Durchschnitt zwei Dritteln al-
ler Prüfungsteilnehmer (67 %),
aber weniger als der Hälfte
aller Absolventen (46,6 %)
und weniger als einem Viertel
aller Teilnehmer (23,9 %).

Seit Beginn der Integra-
tionskurse sank die jährliche
Bestehensquote von 71,2 %
(2005/2006) zunächst auf
67,4 % (2007) und jetzt auf
61,3 % im Jahr 2008. Ursäch-
lich für diesen Trend könnte
sein, dass Integrationskurse
zunehmend von Migranten mit
besonders schlechten Aus-
gangsbedingungen besucht
werden. Ferner ist denkbar,
dass die deutlich stärkere
Teilnahme der Kursabsolven-
ten an der Abschlussprüfung
im vergangenen Jahr aus-
schlaggebend dafür war
(2008: 83 %; 2007: 65,4 %).

Derzeit bieten bundesweit
etwa 1.700 Kursträger, von
Volkshochschulen über Bil-

dungsstätten bis hin zu kirchlichen Trägern, Integra-
tionskurse an.

60 % der Teilnehmer leben nach Angaben des
BAMF schon länger in Deutschland. Die Kurse seien
damit auch ein wichtiger Baustein für die so genannte
„nachholende Integration“, heißt es im BAMF. Zwei

Drittel aller bisherigen Teilnehmer waren Frauen. Wa-
rum bisher deutlich mehr Frauen als Männer an den
Integrationskursen teilgenommen haben, ist noch un-
geklärt. Die Möglichkeit der Kinderbetreuung im
Rahmen des Eltern- und Frauenintegrationskurses kann
zu dem hohen Anteil von Teilnehmerinnen beigetragen
haben, da die Betreuung der Kinder den Frauen oft
erst eine Teilnahme an den meist ganztägigen Kursen
ermöglicht.

Insbesondere die rechtlichen Veränderungen der
Integrationskurs-Verordnung Ende 2007 haben nach
Angaben des BAMF zum Erfolg der Kurse beigetragen
(vgl. MuB 2-3/07, 6/07, 10/07). Mit der Verordnungs-
novelle wurde u. a. die Stundenzahl der Integrations-
kurse für spezielle Zielgruppen wie Jugendliche, Eltern,
Frauen oder Analphabeten erhöht. Seither besuchen
nach Angaben des BAMF mehr Migranten diese ver-
längerten Kurse. Außerdem wurde ein finanzieller An-
reiz geschaffen, der schnelles Lernen belohnt. Momen-
tan bezahlen die Kursteilnehmer durchschnittlich einen
Euro pro Kursstunde selbst, der Rest wird aus Bundes-
mitteln finanziert. Jene, die innerhalb von zwei Jahren
die Kursabschlussprüfung erfolgreich bestehen, erhal-
ten die Hälfte des gezahlten Betrags zurück.

Seit Juli gibt es eine neue Sprachprüfung, die die
Erfolgsquote der Kurse erhöhen soll. Der vom Goethe-
Institut entwickelte „Deutsch-Test für Zuwanderer“
(DTZ) orientiert sich am konkreten Sprachbedarf der
Migranten. In einem zweistufigen Verfahren sollen die
Kursteilnehmer an ein Sprachniveau (B1) herangeführt
werden, auf dem sie das Wichtigste verstehen, wenn
in einfacher Sprache gesprochen wird.

„Die Integrationskurse haben sich als unverzicht-
bares Förderinstrument etabliert“, sagte im Juni der
Präsident des Bundesamtes Albert Schmid. „Gute
Deutschkenntnisse sind Voraussetzung dafür, im ge-
sellschaftlichen Leben und auf dem Arbeitsmarkt Fuß
zu fassen.“ In den Augen von Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble (CDU) waren geringe Deutsch-
kenntnisse das Hauptproblem, das einer erfolgreichen
Integration lange Zeit im Wege stand: „Deshalb haben
wir gefordert, dass ein Minimum an Sprachkenntnissen
vorliegen muss. Gleichzeitig haben wir jede Menge
Angebote dazu gemacht“, sagte Schäuble.

Die Bundestagsfraktion der Linkspartei bezweifelt
den Erfolg der Integrationskurse und reichte Mitte Au-
gust im Bundestag eine Kleine Anfrage zu den
„schlechten Erfolgsquoten und unzumutbaren Arbeits-
bedingungen in Integrationskursen“ ein (Drucksache
16/13910). Darin kritisierte sie insbesondere die Kos-
tenerstattungspauschale für die Kursträger, die sie als
zu niedrig ansieht. Momentan zahlt die Bundes-
regierung 2,35 Euro pro Teilnehmer und Stunde an
die Träger. Die Linkspartei verlangt eine Erhöhung
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dieser Pauschale auf mindes-
tens 3 Euro. Die Träger ent-
lohnen die Lehrkräfte pro
Unterrichtseinheit mit 17,63
Euro bzw. 15,28 Euro brutto
in den alten bzw. neuen
Bundesländern. Bei einer
durchschnittlichen Teilneh-
merzahl von 15 Personen je
Kurs heißt das, dass die Trä-
ger circa 50 % der erhalte-
nen Gelder einbehalten. Das
BMI will den Kursträgern
bislang keine Auflagen zur
Lehrkräftevergütung ma-
chen. Dies sei ein „Eingriff
in die unternehmerische

Freiheit“ und würde „die Vertragsfreiheit zwischen Kurs-
träger und Kursleiter beeinträchtigen“, hieß es in einer
früheren Antwort an die Linkspartei aus dem vergange-
nen Jahr. Die Linkspartei sieht dies jedoch dringend
geboten, denn die nicht-adäquate Bezahlung der hoch
qualifizierten Lehrkräfte beeinträchtige die Qualität der
Kurse, heißt es in dem Papier der Linksfraktion. Sie
schließt  sich daher Forderungen nach einem Mindest-
honorar für Sprachdozenten von 25 Euro pro Stunde
an, wie es beispielsweise auch die Gewerkschaft für
Erziehung und Wissenschaft (GEW) fordert. th
Weitere Informationen:
www.bamf.de;www.linksfraktion.de;
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/139/
1613910.pdf (Kleine Anfrage); www.goethe.de/lhr/
prj/daz/rcc/deindex.htm

Deutschland: Generationsunterschiede
bei der Integration
Türkeistämmige Migranten
der jüngeren Generation
sind deutlich besser inte-
griert als ältere Migranten.
Vor allem bei Jugendlichen
gab es in den letzten Jahren
erstaunliche Fortschritte bei
der Integration. Zu diesen
Schlüssen kommen zwei re-
präsentative Umfragen un-
ter türkeistämmigen Mi-
granten.

Die neunte Mehrthemenbe-
fragung „Türkeistämmige
Migranten in Nordrhein-
Westfalen und in Deutsch-
land: Lebenssituation und
Integrationsstand“ wurde am
20. August von der Stiftung
Zentrum für Türkeistudien
(ZFT) offiziell vorgestellt.
Für die Studie wurden im
Oktober 2008 1.000 volljäh-
rige türkeistämmige Mi-
granten in Nordrhein-West-
falen und erstmals auch über
650 türkeistämmige Migran-
ten aus anderen Bundeslän-
dern befragt. Für eine ande-
re Studie des Instituts für
Empirische Bildungsfor-
schung der Universität Würz-
burg wurden in den Jahren
2005 bis 2008 insgesamt 830
Hauptschüler türkischer Her-
kunft im Alter von 12 bis 17
Jahren befragt.

Altersstruktur: Die Befra-
gung des Zentrums für Tür-
keistudien ergab, dass die
türkeistämmige Bevölke-
rung in Deutschland mit
rund 40 Jahren im Durch-
schnitt etwas jünger ist als
die deutsche Bevölkerung,

deren Durchschnittsalter 2007 bei knapp 43 Jahren
lag. Allerdings steigt das Durchschnittsalter der tür-
keistämmigen Bevölkerungsgruppe kontinuierlich an.

Familien: Die Familien sind mit 3,8 Personen im
Durchschnitt fast doppelt so groß wie deutsche Fami-
lien (2,08 Familienmitglieder). 80 % der Befragten wa-
ren verheiratet; dagegen leben nur 45 % der erwachse-
nen Gesamtbevölkerung Deutschlands in einer Ehe.

Aufenthaltsdauer: Die durchschnittliche Aufent-
haltsdauer liegt bei 25 Jahren. Knapp 20 % der befrag-
ten Migranten waren selbst als Arbeitsmigranten ein-
gewandert, rund 30 % kamen als Heiratsmigranten und
etwas weniger als die Hälfte gehört zu den Nachfolge-
generationen.

Bildung: Das Bildungsniveau der türkeistämmigen
Bevölkerung ist insgesamt niedrig. Gut ein Viertel hat
keinen qualifizierenden Schulabschluss, mehr als die
Hälfte keine berufliche Ausbildung. Allerdings gibt es
deutliche Unterschiede zwischen den Generationen. In
der Gruppe der über 60-Jährigen haben zwei Drittel
der Befragten keinen Schulabschluss, bei den unter 30-
Jährigen sind es lediglich 6 %. Immerhin 17 % der
unter 30-Jährigen haben das deutsche Abitur. Beim
Bildungsniveau zeigen sich deutliche Unterschiede zwi-
schen Frauen und Männern. So haben 25 % der unter
30-jährigen Frauen das deutsche Abitur, aber nur rund
8 % der Männer der gleichen Altersgruppe. In der Ge-
samtbevölkerung haben 45 % der Frauen und 38 %
der Männer zwischen 20 und 30 Jahren das Abitur
oder einen Fachhochschulabschluss.

Gut die Hälfte der türkeistämmigen Migranten
schätzt ihre Deutschkenntnisse als gut bis sehr gut ein.
Dabei ist der Anteil in der jüngsten Generation (<30
Jahre) erwartungsgemäß höher (75 %).

Die Studie der Universität Würzburg ergab, dass
der Wunsch von Jugendlichen, sich sowohl auf Türkisch
als auch auf Deutsch verständigen zu können, in den
Jahren seit 2005 stark angestiegen ist. Über 60 % der
2008 befragten Jugendlichen gaben an, mit ihren Eltern
beide Sprachen zu sprechen.

Komplexe Identitäten: Die Studie des Türkeizen-
trums hat einen Index aus der Bindung an die Türkei
oder Deutschland als Heimatland, dem Rückkehr-
wunsch, der Staatsangehörigkeit und dem Wunsch nach
Einbürgerung gebildet. Gemäß diesem Index haben
rund 25 % der befragten Migranten ihre kulturelle

Kurzmeldungen – Deutschland I

Erstes Muslimisches Seelsorgetelefon
Anfang September wurde das erste musli-
mische Seelsorgetelefon (MuTeS) in der
Bundesrepublik offiziell eingeweiht. Die
Trägerorganisation Islamic Relief Deutsch-
land bietet den Dienst in deutscher Sprache
an. Auf Nachfrage können auch Gesprä-
che auf Türkisch und Arabisch geführt
werden. Das Angebot richtet sich v. a. –
aber nicht ausschließlich – an Personen
mit muslimischem Hintergrund, bietet je-
doch keine Beratung in religiösen Fragen.
Nach Auskunft der Geschäftsführung wur-
de MuTeS eingerichtet, weil viele Muslime
nicht bei bestehenden Seelsorgediensten
anrufen würden, aus Angst dort nicht ver-
standen zu werden. Die ehrenamtlichen
Telefonseelsorger bei MuTeS sind mit dem
muslimischen Hintergrund vertraut. Das
Telefon ist derzeit täglich von 16 bis 24
Uhr unter der Nummer 030-443509821
zum Ortstarif erreichbar. Das Angebot soll
sukzessive auf 24 Stunden ausgebaut wer-
den. www.mutes.de
Zuwanderung und Abwanderung 2008
2008 gingen 66.000 mehr Deutsche ins
Ausland als in die Bundesrepublik zurück-
kehrten, teilte das Statistische Bundesamt
Ende Juli mit. Insgesamt wurden im ver-
gangenen Jahr 738.000 Fortzüge ver-
zeichnet, davon entfielen rund 175.000
auf deutsche Abwanderer (2007: 161.000).
Diese Steigerung um 8 % ist laut Bundes-
amt allerdings auch auf zahlreiche Abmel-
dungen von Amts wegen zurückzuführen,
nachdem im vergangenen Jahr die persön-
liche Steueridentifikationsnummer einge-
führt worden war. Trotz der Unklarheit über
die tatsächliche Zahl der Fortzüge sei da-
von auszugehen, dass die Abwanderung
von Deutschen anhält, hieß es im Bundes-
amt (vgl. MuB 6/09). Die Zahl der Zuzüge
nach Deutschland blieb mit 682.000 Men-
schen im Vergleich zum Vorjahr (681.000)
nahezu konstant. Nur die Zahl deutscher
Zuwanderer und Spätaussiedler ist mit rund
108.000 gegenüber dem Vorjahr um knapp
2 % leicht angestiegen (+2.000). Von
2001 bis 2006 war die Zuwanderung noch
kontinuierlich zurückgegangen (vgl. MuB
3/08). www.destatis.de
Bildungswerbung im türkischen Fernsehen
Das Land Baden-Württemberg lässt seit
dem 1. September das deutsche Aus- und
Weiterbildungssystem in dem in Deutsch-
land ausgestrahlten türkischen Fernseh-
sender TGRT-EU bewerben. In sechsminü-
tigen Spots treten erfolgreiche Personen
türkischer Herkunft auf und betonen die
Wichtigkeit einer guten Ausbildung. Die
Spots sind in Türkisch, aber deutsch un-
tertitelt. Parallel dazu werden auf einer
deutschen und einer türkischsprachigen
Website Berufe und Ausbildungswege in
Deutschland vorgestellt. Mit dieser Initiati-
ve will Baden-Württemberg diese Zielgrup-
pe besser über die Chancen des deutschen
Bildungs- und Ausbildungssystems infor-
mieren.  www02.zkm.de/agacyasikenegilir/
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Orientierung eindeutig auf Deutschland ausgerichtet,
17 % eindeutig auf die Türkei. Fast 60 % der befragten
Erwachsenen haben Misch- oder Doppelidentitäten. Der
Anteil der eindeutig auf Deutschland ausgerichteten
ist mit 37 % bei den unter 30-Jährigen mehr als doppelt
so hoch wie unter den über 60-Jährigen. Auch bei
den befragten Jugendlichen in der Studie der Uni
Würzburg gab fast die Hälfte an, sich an der deutschen
Gesellschaft zu orientieren. Nur 13 % der Jugendli-
chen wünschten sich, in die Türkei zu ziehen.

Kontakte zu Deutschen: Neun von zehn Migranten
haben laut Zentrum für Türkeistudien Kontakt zu Deut-
schen, 43 % haben deutsche Freunde. Bemerkenswert
ist, dass sich über die Hälfte der Befragten mehr Kon-
takt zu Deutschen wünscht. Bei den von der Universi-
tät Würzburg befragten Jugendlichen gaben 2007 über
60 % an, ihr Freundeskreis bestehe aus Türken und
Deutschen. Dieser Anteil ist seit 2005 um sechs Prozent-
punkte gestiegen. Allerdings gibt es unter türkeistäm-
migen Frauen auch 10 %, die keinen Kontakt zu Deut-
schen haben.

Die ZFT-Befragung ergab, dass nur 3 % der tür-
keistämmigen Bevölkerung als eher nicht oder gar nicht
in die Mehrheitsgesellschaft eingebunden gelten kön-
nen. Da sich dieser Prozentsatz über die Jahre nicht
verändert hat, kann nach Einschätzung der Autoren
der Studie von einer Entstehung von Parallelgesell-
schaften kaum die Rede sein.

Politikinteresse: Nach wie vor ist bei der türkei-
stämmigen Bevölkerung das Interesse an türkischer
Politik größer als das an deutscher Politik. Über die
Hälfte der Befragten ist nicht an Politik in Deutschland
interessiert. Als Gründe für ihr Desinteresse gaben die
meisten Befragten an, dass sie ihre Interessen weder
von deutschen Institutionen noch von Migrantenorga-
nisationen oder der türkischen Regierung vertreten
sehen. Nur knapp 27 % denken, dass die Bundesre-
gierung ihre Interessen vertritt, 34 % meinten dies von
türkischen Selbstorganisationen und rund 26 % von
der türkischen Regierung. Als die dringendsten Pro-
bleme, die von der Politik in Deutschland zu lösen
seien, bezeichneten über 90 % der türkeistämmigen
Migranten Arbeitslosigkeit, Lehrstellenmangel und
schlechte Bildungschancen.

Trends: Die meisten Ergebnisse der Mehrthemen-
befragung des Türkeizentrums sind über die Jahre seit
der ersten Erhebung 1999 vergleichsweise stabil (die
ersten acht Befragungen fanden nur in Nordrhein-
Westfalen statt). Vor allem die Unterschiede zwischen
der ältesten Generation der über 60-Jährigen und der
jüngsten Generation der unter 30-Jährigen, etwa im
Hinblick auf den Bildungsstand und die Kontakte zu
Deutschen, deuten auf eine Tendenz zu stärkerer Inte-
gration in der Zukunft hin. Auch bei den von der Uni-
versität Würzburg befragten Hauptschülern gab es in-
nerhalb der vier Jahre, in denen die Befragung durch-
geführt wurde, deutliche Tendenzen zu einer stärkeren
Orientierung auf Deutschland und mehr Kontakten zu
gleichaltrigen Deutschen. Barbara Bils, Osteuropawis-
senschaftlerin und Volkswirtin, Vilnius
Weitere Informationen: www.zft-online.de,
www.bildungsforschung.uni-wuerzburg.de

Rückblick: 30 Jahre Kühn-Memorandum
In diesem Jahr jährt sich zum 30. Mal die Vorlage des
Kühn-Memorandums vom September 1979. Das Me-
morandum „Stand und Weiterentwicklung der In-

tegration der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer
Familien in der Bundesrepublik Deutschland“ war von
Heinz Kühn, dem ersten „Bundesbeauftragten für die

KOMMENTAR:  Migration & Integration im Wahlkampf
Im Bundestagswahlkampf spielt die Migrations- und Integrationspolitik
bisher kaum eine Rolle. Ist das ein gutes oder ein schlechtes Zeichen? Ist
dies ein Ausdruck des Erfolgs der Integrations- und Zuwanderungspolitik
der letzten Jahre?

Im August gab es einen kleinen Disput über die Bilanz der Integrations-
kurse. Wenig überraschend hält Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble
(CDU) diese für einen großen Erfolg, während die Linkspartei ihr Scheitern
diagnostizierte (siehe S. 1). Doch eine wirkliche Debatte darüber, wer die
besten Integrationskonzepte für die kommende Legislaturperiode hat, findet
nicht statt.

Konkreter und somit besser zu greifen wäre das Thema doppelte Staats-
bürgerschaft. Die CDU ist bekanntlich dagegen, die Linkspartei und Bündnis
90/Die Grünen sind seit langem dafür. Die SPD tendierte seit letztem Jahr
ebenfalls in diese Richtung, ohne sich jedoch mit Nachdruck dafür einzu-
setzen. Im August sprach sich nun Bundesjustizministerin Brigitte Zypries
deutlich für die Abschaffung des Optionsmodells aus.

Doch auch dieser Vorstoß wurde nicht weiter aufgegriffen. In einer
großen Koalition, der einzigen Machtoption der SPD, wäre er – wie bisher –
ohnehin nicht durchsetzbar. Dabei wird gerade in Wahlzeiten deutlich,
wie wichtig die Staatsbürgerschaft als Voraussetzung für die Teilnahme an
Wahlen ist. Derzeit verzichten hunderttausende Migranten, die seit
Jahren in der Bundesrepublik leben, auf Staatsbürgerschaft und Wahl-
recht, weil sie ihre ausländische Staatsangehörigkeit nicht aufgeben
wollen. Für das politische Gemeinwesen in Deutschland ist dies ein
großer Schaden.

Wie sieht es bei jenen Personen mit Migrationshintergrund aus, die
wählen gehen dürfen? Ihr Wahlverhalten kann als ein Indikator für ihre
Integration in das politische Gemeinwesen gelten. Von den 62,2 Mio. Wahl-
berechtigten am 27. September haben ca. 5,8 Mio. einen Migrationshin-
tergrund (9 %). Und diese Gruppe wird in Zukunft wachsen. In den kom-
menden Jahren werden jährlich allein über 200.000 Deutsche mit Migra-
tionshintergrund volljährig.

Leider gibt es keine wirklich belastbaren Zahlen über das Wahlverhalten
von Migranten in Deutschland. Die wenigen Daten, die vorliegen, weichen
allerdings deutlich von Umfrageergebnissen für die Gesamtbevölkerung
ab. Laut einer im März durchgeführten Umfrage des Marktforschungs-
unternehmens Data4U unter türkeistämmigen Deutschen würden 55,5 %
SPD wählen, 23,3 % Bündnis 90/Die Grünen, 10,1 % CDU/CSU, 9,4 % die
Linkspartei und 0,9 % die FDP. Bei Deutschen mit einem muslimischen
Hintergrund weichen die Werte noch stärker vom gewohnten Bild ab.
Nach Angaben des Zentralinstituts Islam-Archiv in Soest würden 35,5 %
SPD wählen, 18 % Bündnis 90/Die Grünen und 16 % würden gar nicht
wählen gehen. CDU/CSU, Linkspartei und FDP würden an der 5 %-Hürde
scheitern; 20 % sind unentschieden. Im Lichte dieser Zahlen kann von
einer parteipolitischen Integration kaum die Rede sein.

Wechselt man von den Repräsentierten zu den Repräsentanten, sieht
es nicht viel besser aus. Im Bundestag sitzen derzeit lediglich 11 Abgeord-
nete mit Migrationshintergrund, weniger als 2 % aller Delegierten. Bei
rund 15 Mio. Menschen in Deutschland mit Migrationshintergrund (18,8 %
der Bevölkerung) ist das sehr wenig. Für die kommende Legislaturperiode
befürchtet Kenan Kolat, Vorsitzender der Türkischen Gemeinde in Deutsch-
land (TGD), dass diese Zahl weiter sinken könnte. Zwar gebe es zahlreiche
Kandidaten, jedoch seien diese überwiegend auf wenig aussichtsreichen
Listenplätzen aufgestellt. Selbst der Einzug von Grünen-Chef Cem Özdemir
in den Bundestag sei daher ungewiss.

Vielleicht hat es aber auch etwas Gutes, dass so wenig über das Thema
gestritten wird. Denn in der Hitze von Wahlkampfdiskussionen könnte es
leicht geschehen, dass das Thema nicht mit der nötigen Ernsthaftigkeit
und Sensibilität behandelt wird. Marcus Engler, Sozialwissenschaftler,
Centre Marc Bloch
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Integration der ausländi-
schen Arbeitnehmer und ih-
rer Familien“, vorgelegt
worden.

Der damalige Amtsinhaber
und ehemalige Ministerprä-
sident Nordrhein-Westfalens
Heinz Kühn (SPD) war Ende
1978 von Bundeskanzler
Helmut Schmidt mit der Aus-
arbeitung einer Denkschrift
beauftragt worden. Das Er-
gebnis kann als erster, ob-
gleich nicht realisierter Inte-
grationsplan der Bundesre-
publik gelten.

Ende der 1970er Jahre
war die Bundesrepublik de
facto zu einem Einwande-
rungsland geworden: 4 Mio.
sogenannte Gastarbeiter und
ihre Familien lebten damals
im Land. Darunter befanden
sich allein 1 Mio. Kinder und
Jugendliche. Das Kühn-
Memorandum bildete den
frühen Auftakt zur Diskus-
sion von Integrationskon-
zepten in der Bundesre-
publik. Allerdings sollte es
noch mehr als zwei Jahr-
zehnte dauern, bis Inhalte
und konzeptionelle Ziele sol-
cher Papiere und Berichte in
der etablierten politischen
Sphäre ernsthaft diskutiert
und dann auch substanziell
in die politische Praxis von
Bund, Ländern und Gemein-
den Eingang fanden.

„[N]ach neun Monaten,
wie es sich bei einem anstän-
digen `Baby´ geziemt“, so
Kühn, war das gut 60-seitige
Memorandum verfasst. Es
war, nicht nur für seine Zeit,
ein wegweisendes und mo-
dernes Konzept. Selbst die
Ziele heutiger, oft vager In-
tegrationskonzepte fallen
inhaltlich gelegentlich im-
mer noch hinter die Absich-
ten des sehr konkreten Plans
aus dem Jahr 1979 zurück.
Das Memorandum erkannte
erstmals die politische Ver-
antwortung des Aufnahme-

landes gegenüber den Arbeitsmigranten an und for-
derte eine gesellschaftspolitische Ausgestaltung der
Integrationspolitik, die über die reine Betrachtung
von Arbeitsmarktfragen hinausging. Kühn charak-
terisierte das Konzept als „Minimalprogramm für die
notwendige Vorwärtsentwicklung der Ausländerpo-
litik in der Bundesrepublik“.

Pionierhaft wurde in dem Memorandum eine kon-
sequente Integrationspolitik skizziert und eingefor-
dert. In einem neuen Deutungsrahmen wurde die Bun-
desrepublik als faktisches Einwanderungsland be-

nannt. Einwanderung sowie dauerhafte Integration wa-
ren als Begriffe und Konzepte zu jener Zeit weder syste-
matisch eingeführt noch konsensfähig – erst recht nicht
als eine umzusetzende politische Praxis. So entzündete
sich ein Teil der Kritik am Memorandum von konser-
vativer Seite, aber auch von der sozialdemokratisch
geführten Bundesregierung an eben jenen Begriffen
und ihren politischen Folgen.

Die Forderung und die konzeptionellen Ideen des
Memorandums zielten insbesondere auf die Sprach-,
Schul-, Bildungs- und Ausbildungspolitik, u. a. durch
eine unbeschränkte Ausbildungs- und Arbeitserlaubnis
für ausländische Jugendliche. Der Bericht empfahl die
„erhebliche Intensivierung der integrativen Maßnah-
men“ im Bereich der Vorschule, Schule und der berufli-
chen Bildung. Das Umsteuern der Politik sei zwingend
notwendig, um „größeren individuellen und gesamt-
gesellschaftlichen Schaden abzuwenden“, schrieben
Kühn und sein Mitarbeiter Karlfriedrich Eckstein.

Auch in der Frage der Einbürgerung von Auslän-
dern war das Memorandum seiner Zeit um gut 20 Jahre
voraus. Es empfahl ein Optionsrecht für in der Bundes-
republik geborene und aufgewachsene ausländische Ju-
gendliche. Darüber hinaus wurde die Einführung des
kommunalen Wahlrechts nach acht- bzw. zehnjährigem
Aufenthalt in der Bundesrepublik vorgeschlagen.

Selbst die Themen „religiöse Unterweisung“ oder
„Integrationshelfer“, die noch aktuell diskutiert werden
oder erst jüngst in die Praxis Eingang fanden, sind im
Memorandum aufgeführt und mit instruktiven Lösungs-
vorschlägen versehen. „Problematische Selbsthilfever-
suche (z. B. Koranschulen)“ sollten vermieden werden
zugunsten religiöser Unterweisung in der Schule, „ana-
log dem entsprechenden Unterricht der deutschen
Schüler“ und „inhaltlich in der notwendigen Überein-
stimmung mit den zuständigen religiösen Autoritäten“.
Für die Umsetzung des Plans schlug der Beauftragte
vor, 600 Mio. D-Mark in den Bundeshaushalt einzu-
stellen.

Die Reaktionen auf den ersten Integrationsplan in
der Geschichte der Bundesrepublik waren eher ver-
halten. Zwar begrüßten einige wenige gesellschaftliche
Gruppen und Akteure, z. B. die Kirchen oder die Wohl-
fahrtsverbände, den Plan. In der Politik selbst – v. a.

Kurzmeldungen – Deutschland III

Urteil stärkt Schutz für Flüchtlinge
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig hat
Mitte Juli den besonderen Schutz für Flüchtlinge hervor-
gehoben, die nicht die Voraussetzungen der Genfer
Flüchtlingskonvention erfüllen, aber im Falle einer Rück-
kehr bedroht wären. Bereits 2008 hatte das BVerwG ent-
schieden, dass in Ausnahmefällen auch allgemeine Ge-
fahren im Rahmen eines bewaffneten Konflikts eine
ernsthafte individuelle Bedrohung darstellen können (vgl.
MuB 6/08). Diese Auffassung teilt auch der Europäische
Gerichtshof (vgl. MuB 2/09). Dessen Urteil hatte der in
dem aktuellen Fall zuständige Verwaltungsgerichtshof
Mannheim nicht geprüft und muss sich nun abermals
mit dem Fall zweier Iraker befassen, die 2003 nach dem
Sturz des Diktators Saddam Hussein aus Deutschland
abgeschoben werden sollten. Sie klagten dagegen, hatten
jedoch vor dem Verwaltungsgerichtshof Mannheim kei-
nen Erfolg. Zwar gebe es in Teilen des Irak bürgerkriegs-
ähnliche Zustände, doch seien die Kläger nur den „allge-
meinen, für die gesamte Bevölkerung bestehenden
Gefahren“ ausgesetzt, hieß es zur Begründung. Das Bun-
desverwaltungsgericht hob diese Entscheidung jetzt auf
(BVerwG, Az. 10 C 9.08 und 10 C 13.08). www.bverwg.de

Kurzmeldungen – Deutschland II

Schulpflicht wichtiger als religiöse Werte
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)
lehnte Ende Juli die Verfassungsbeschwer-
de eines baptistischen Elternpaars ab, das
seine Kinder an einigen Tagen nicht in die
Schule geschickt und daraufhin einen Buß-
geldbescheid erhalten hatte (Az. 1 BvR
1358/09). Wegen einer Karnevalsveran-
staltung sowie eines zweitägigen Theater-
projekts zur Prävention sexuellen Miss-
brauchs sahen die Eltern ihre Grundrechte
verletzt. Die Karnevalsveranstaltung
schränke als ursprünglich katholische Tra-
dition ihre Religionsfreiheit ein, argumen-
tierten sie. Außerdem habe die Teilnahme-
pflicht an dem Theaterprojekt gegen ihr
Erziehungsrecht verstoßen, weil die Kinder
dort mit einer „einseitigen emanzipatori-
schen Sexualerziehung“ konfrontiert seien,
die sie nicht teilten. Das BVerfG lehnte diese
Argumentation ab. Das Grundrecht auf
Glaubensfreiheit gelte zwar absolut, könne
aber durch andere Grundrechte, wie den
staatlichen Erziehungsauftrag (Art. 7 Abs.
1 GG), eingeschränkt werden, urteilten die
Richter. Infolgedessen wird das elterliche
Erziehungsrecht durch die allgemeine
Schulpflicht beschränkt.
www.bverfg.de/entscheidungen/
rk20090721_1bvr135809.html
NRW: Muslimisches Wahlbündnis
Das erste von Muslimen gegründete und
zu einer Wahl angetretene Wahlbündnis
Deutschlands hat bei den Kommunalwah-
len in Nordrhein-Westfalen am 30. August
zwei Sitze im Bonner Stadtrat errungen. Da-
mit zogen erstmals Vertreter einer musli-
mischen Wählervereinigung in ein deut-
sches Parlament ein. Nach offiziellen An-
gaben stimmten 2,1 % der Wähler für das
im Juni gegründete Bündnis für Frieden
und Fairness (BFF). Das BFF war auf Initia-
tive des Bonner Rates der Muslime gegrün-
det worden. Es versteht sich jedoch nicht
als muslimische Interessenvertretung.
Hauptziel ist nach Angaben des Spitzen-
kandidaten Haluk Yildiz eine bessere ge-
sellschaftliche Integration von Migranten.
Weitere Schwerpunkte sind der interreli-
giöse Dialog und die Bildungspolitik. Im Vor-
feld der Wahlen war die rechtspopulistische
Initiative Pro NRW mit antimuslimischen
Kampagnen und volksverhetzenden Aus-
sagen gegen die BFF aufgetreten und dafür
richterlich abgemahnt worden. Pro NRW
zog mit einem Sitz ebenfalls in den Bonner
Stadtrat ein. www.bff-bonn.de
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Kurzmeldungen – Europa

EU: Einwanderungspolitik
Ende Juli teilte der schwedische Außen-
minister Carl Bildt als Repräsentant der EU-
Ratspräsidentschaft mit, dass die EU-Kom-
mission derzeit Vorschläge für neue Zu-
wanderungsregelungen erarbeitet. Die
schwedische Ratspräsidentschaft reagierte
mit dem so genannten „Stockholmer Pro-
gramm“ auch auf Forderungen der EU-Mit-
telmeeranrainerstaaten. So hatte der ita-
lienische Innenminister Roberto Maroni
(Lega Nord) auf einem informellen EU-Mi-
nistertreffen in Stockholm vom 15. bis 17.
Juli eine Lastenverteilung zwischen den
EU-Staaten gefordert. Das „Stockholmer
Programm“ (vgl. MuB 6/09) wird dem Rat
der EU auf seinem Gipfeltreffen im Dezem-
ber zur Entscheidung vorgelegt.
www.se2009.eu/en/the_presidency/
about_the_eu/justice_and_home_affairs
Ungarn: Roma-Auswanderungswelle
Hunderte Roma wollen Ungarn in Folge
rechtsextremer Übergriffe in den letzten
Monaten verlassen und in anderen Ländern
Asyl beantragen. Der Vorsitzende der Lan-
desselbstverwaltung der Roma (OCÖ) Or-
ban Kolompar sagte Ende August gegen-
über Vertretern der Presse, hunderte Roma
hätten sich an seine Organisation gewandt.
Sie forderten die Ausstellung von Beschei-
nigungen, dass sie in Ungarn „politisch ver-
folgt und Terrorangriffen ausgesetzt“ seien.
Seit November letzten Jahres kam es
mehrfach zu Übergriffen auf Angehörige
dieser Minderheit. Dabei wurden sechs
Menschen getötet und rund 60 verletzt. In
Folge der Wirtschaftskrise, von der Ungarn
stark betroffen ist, erstarkten rechts-
extreme Gruppen, die die rund 600.000
ungarischen Roma (7 % der Bevölkerung)
für die wirtschaftlichen Probleme des
Landes verantwortlich machen. Bei den
Wahlen zum Europaparlament hatte die
rechtsextreme Partei „Jobbik“ 15 % der
Stimmen erhalten. Auch in anderen Län-
dern gab es in den letzen Monaten verstärkt
Übergriffe auf Roma (vgl. MuB 6/09, 5/09,
7/08).
EU: Wegfall der Visumspflicht
Am 15. Juli hat die EU-Kommission vorge-
schlagen, dass Bürger Serbiens, Montene-
gros und Mazedoniens ab 2010 ohne Vi-
sum in die Staaten des Schengenraums
einreisen dürfen (alle EU-Mitgliedstaaten
außer Großbritannien und Irland sowie die
Schweiz, Norwegen und Island). Für Bos-
nien-Herzegowina und Albanien soll die
Visumspflicht zunächst bestehen bleiben.
Um in Kraft treten zu können, muss die
Verordnung der Kommission nach Stellung-
nahme des Europäischen Parlaments vom
Rat angenommen werden. http://
ec.europa.eu/commission_barroso/
barrot/welcome/default_de.htm

EU: Neuansiedlungsprogramm für
Flüchtlinge
Die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union sollen sich
zukünftig stärker an der Neu-
ansiedlung von Flüchtlingen
aus Drittstaaten außerhalb
Europas beteiligen und die
Abstimmung untereinander
verstärken.

Der Vorschlag zu einem „ge-
meinsamen Neuansiedlungs-
programm“ wurde am 2. Sep-
tember von der Europäischen
Kommission vorgelegt. Das
Programm sieht vor, vorran-
gig solche Personen aus Flücht-
lingslagern außerhalb Euro-
pas aufzunehmen, die keine
Möglichkeit zur Rückkehr in
ihr Herkunftsland haben. Da-
mit sollen die oft überfüllten
Aufnahmezentren in Dritt-
staaten entlastet werden. Das
Neuansiedlungsprogramm
geht auf positive Erfahrun-
gen bei der von Deutschland
initiierten gemeinsamen EU-
Aktion zur Aufnahme iraki-
scher Flüchtlinge zurück
(vgl. MuB 10/08, 7/08).

Weltweit leben die meis-
ten Flüchtlinge in Asien und
Afrika (vgl. MuB 6/09). Nach
Schätzungen des UNHCR
müssen im kommenden Jahr
rund 203.000 Flüchtlinge
umgesiedelt werden. 2008
wurden insgesamt etwa
65.000 Flüchtlinge neu an-
gesiedelt, davon jedoch le-
diglich 4.378 (6,7%) in der
EU. Die Vereinigten Staaten

(48.793, 74 %), Kanada (5.542, 8,5 %) und Australien
(5.133, 7,8 %) nahmen deutlich mehr Flüchtlinge im
Rahmen von Resettlement-Programmen auf.

In einer Stellungnahme erklärte der Vizepräsident
der Europäischen Kommission und Kommissar für Jus-
tiz Jacques Barrot: „Heute hat die Kommission einen
wichtigen Schritt vollzogen, um unsere Solidarität mit
Drittländern, die eine große Zahl von Flüchtlingen auf-
nehmen, konkret unter Beweis zu stellen.“

Das Programm richtet sich in erster Linie an Flücht-
linge aus Afrika, Asien sowie dem Nahen und Mittleren
Osten. Undokumentierte Migranten, die sich bereits in
der EU aufhalten, werden ausdrücklich nicht in das
Programm einbezogen. Für diese Zielgruppe wurde
im Juli ein Pilotprojekt gestartet, in dessen Rahmen
Frankreich 92 Flüchtlinge aufnahm, die in Malta als so
genannte Boatpeople gelandet waren (vgl. MuB 6/09).

Nur 10 der insgesamt 27 EU-Mitgliedsländer ver-
fügen über nationale Neuansiedlungs- bzw. Resettle-
ment-Programme, darunter Frankreich, Großbritan-
nien, die Niederlande und Schweden.

Ziel des EU-Programms ist es, eine bessere Koor-
dination zwischen den teilnehmenden Mitgliedstaaten
zu erzielen. Die Teilnahme am Programm ist freiwillig,
soll jedoch diejenigen Mitgliedsländer zur Aufnahme
von Flüchtlingen ermutigen, die sich bislang nicht an
solchen Aktionen beteiligen. Der Vorschlag muss noch
das EU-Gesetzgebungsverfahren durchlaufen und soll
als Teil des „Stockholmer Programms“ vom Europäi-
schen Rat im Dezember angenommen werden.

Einmal im Jahr sollen sich die EU-Staaten auf ge-
meinsame Prioritäten im Hinblick auf die Herkunfts-
regionen, Nationalitäten der Flüchtlinge oder bestimm-
te Personengruppen einigen. Wenn dann ein Mitglieds-
land Flüchtlinge aufnimmt, erhält es eine zusätzliche
Hilfe aus dem Europäischen Flüchtlingsfonds in Höhe
von 4.000 Euro pro Person. Der 2007 geschaffene
Fonds umfasst derzeit rund 90 Mio. Euro und soll
bis 2013 auf ein Budget von 120 Mio. Euro aufge-
stockt werden. sta
Weitere Informationen: http://europa.eu

Veranstaltungen & Literatur
Konferenz
Titel: Migration and Diversity Challenges in Europe:
Policy Responses
Veranstalter: Europäische Universität Viadrina Frank-

furt/Oder & die Hellenic Foundation for European and
Foreign Policy (ELIAMEP)
Datum/Ort: 25.9.2009, Berlin
Weitere Informationen:  www.emilie.eliamep.gr

auf Bundesebene – entstand
jedoch kein ernst zu neh-
mendes Echo. Die Skepsis
gegenüber den Vorschlägen
Kühns überwog. Keiner der
grundlegenden Vorschläge
fand Eingang in das politi-
sche Handeln. Der Verweis
auf die Kosten des Plans bil-
dete nur ein Argument gegen
die Implementierung der

Vorschläge. Die eigentlichen Hindernisse lagen weniger
im finanziellen als vielmehr im mentalen und politi-
schen Bereich. Von der Wahrnehmung, zu einem Ein-
wanderungsland geworden zu sein, das dieses Faktum
auch politisch gestalten muss, waren Gesellschaft und
Politik der Bundesrepublik damals noch weit entfernt.
Jan Motte und Rainer Ohliger (Netzwerk Migration in
Europa e. V.)
Das Kühn-Memoradum ist online verfügbar unter:
w w w . m i g r a t i o n - o n l i n e . d e / d a t a /
khnmemorandum_1.pdf
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I m p r e s s u m

Ausstellung
Titel: HEISS ODER KALT. Erinnerungen nach 1989 über
Krieg, Flucht und Vertreibung
Ausstellung / Screening: Arbeiten von Katja Eydel,
Flaka Haliti, Alen Hebilovic, Ulrike Kuschel, Mladen
Miljanovic, Nihad Nino Pušija, Piotr Zylinski; kuratiert
von Petra Reichensperger
Ort: Haus der Kulturen der Welt, John-Foster-Dulles-

Allee 10, 10557 Berlin
Datum: 16.–31.10.2009, Mitt-
woch – Montag, 12–19 Uhr
(Eröffnung: 15.10.2009, 19
Uhr)
Veranstalter: Netzwerk Migra-
tion in Europa e. V. in Koope-
ration mit dem Haus der Kul-
turen der Welt, mit Unterstüt-
zung der Allianz Kulturstif-
tung, der Bundeszentrale für
politische Bildung, der Euro-
päischen Union und der Stif-
tung zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur
Ansprechpartnerinnen: Tanja
Lenuweit, Anne von Oswald,
Andrea Schmelz, E-Mail:
info@network-migration.org
Internet: www.memory-
culture-art.org

Tagung
Titel: Stadt – Museum –
Migration
Termin: 19.-21.10.2009
Ort: Industriemuseum Zeche
Zollern, Grubenweg 5, 44388
Dortmund
Veranstalter: Netzwerk
Migration in Europa e. V.,
Stadtmuseum Stuttgart i. Gr.,
Landschaftsverband West-
falen-Lippe
Teilnahmegebühr: 55 Euro
Kontakt: Rainer Ohliger,
migration.museums@web.de
Weitere Informationen:
w w w . n e t w o r k -
m i g r a t i o n . o r g /
workshop2009

Seminar
Titel: Dialog der Kulturen – eine Aussprache zwischen
Islam und westlicher Welt
Termin/Ort: 23.11.–27.11.2009, Würzburg

Kurzmeldungen – Welt I

USA: Visa nur noch in Notfällen
Das US-Außenministerium teilte Ende Au-
gust mit, dass zukünftig Visa für Bürger
aus Honduras nur noch in Notfällen oder
für potenzielle Einwanderer ausgestellt
werden. Die Maßnahme ist eine Reaktion
auf die Weigerung des honduranischen de
facto Präsidenten Roberto Micheletti (Li-
berale Partei), einen Kompromissvorschlag
für die Wiederherstellung demokratischer
Verhältnisse nach dem Putsch gegen den
bisherigen Amtsinhaber Roberto Zelaya (Li-
berale Partei) zu akzeptieren. In den USA
leben etwa 1 Mio. Einwanderer aus Hon-
duras, davon rund 70 % ohne legalen Auf-
enthaltsstatus. Mit ihren Rücküberwei-
sungen in Höhe von 2,7 Mrd. US-Dollar
(2008) tragen sie zu etwa einem Viertel
des Bruttoinlandsprodukts des Landes bei.
www.state.gov/r/pa/prs/ps/2009/aug/
128349.htm
Kanada: Neue Visumspflicht
Seit Mitte Juli benötigen Mexikaner und
Tschechen Visa für eine Einreise nach Ka-
nada. Damit reagierten die kanadischen Be-
hörden auf eine zunehmende Zahl von
Asylanträgen aus beiden Staaten. 2008
wurden rund 9.400 Asylanträge von me-
xikanischen Staatsbürgern gestellt (25 %
aller Asylanträge in Kanada). Seit der Auf-
hebung der Visumspflicht für tschechische
Staatsbürger im Oktober 2007 wurden etwa
3.000 Asylanträge aus diesem Land gestellt
(8 % aller Asylanträge in Kanada), v. a. von
Angehörigen der Roma-Minderheit. Der
Anstieg der Asylantragszahlen aus diesen
beiden Staaten verursache nicht nur hohe
Kosten, sondern habe auch zu erheblichen
Verzögerungen im Asylsystem geführt, so
die kanadischen Behörden.
www.cic.gc.ca/english/DEPARTMENT/
MEDIA/backgrounders/2009/index.asp

Veranstalter: Akademie Frankenwarte, Gesellschaft für
Politische Bildung e.V.
Inhalt: Überall wird vom „Interkulturellen Dialog“ ge-
sprochen, der Verständigung zwischen unterschied-
lichen Religionen und Lebensweisen in Deutschland.
Wie ist ein bereicherndes Zusammenleben möglich?
Wo gibt es effektive Beispiele durch den „Dialog der
Kulturen“? Vom Abstrakten kommt es in diesem Se-
minar zum Konkreten, um ein differenziertes Bild des
Islams – auch in Deutschland – zu erlangen.
Teilnahmebeitrag: 158 Euro
Zielgruppe: interessierte Bürger, ehrenamtlich Tätige,
soziale Bewegungen
Anmeldung: Carmen Schmitt, E-Mail: carmen.schmitt@
frankenwarte.de, Tel.:  0931 / 80464-340
Weitere Informationen: www.frankenwarte.de
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Bundeszentrale für politische Bildung/
bpb: Unsere Wirklichkeit ist anders.
2009, Schriftenreihe, Autoren: Dirk
Lange, Ayça Polat, Bestellnummer
1001, Bereitstellungspauschale 4 Euro,
Online-Bestellung: www.bpb.de/shop
Inhalt: In Deutschland leben über 15 Mio. Menschen
mit Migrationshintergrund. Das ist fast ein Fünftel der
Bevölkerung. Deutschland ist ein Einwanderungsland.
Aber ist diese Entwicklung bereits im Bewusstsein der
Bürger angekommen? Und was haben Politik, Wis-
senschaft und vor allem die politische Bildung bislang
geleistet, um dieser Realität gerecht zu werden? Was
muss noch getan werden, um die Fähigkeit und Bereit-
schaft aller zur gleichberechtigten Mitwirkung an der
Gestaltung von Demokratie und Zivilgesellschaft zu
fördern? Das Buch widmet sich diesen Fragen aus un-
terschiedlichen Perspektiven. Stimmen aus der Politik,
aus dem Bereich der Medien und der Kultur, aus der
Sozialforschung sowie aus Theorie und Praxis der poli-
tischen Bildung melden sich zu Wort. Sie bilanzieren
kritisch die Entwicklungen der letzten Jahre und geben
Empfehlungen für die Zukunft.


